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Kein Widerrufsrecht nach den Vorschriften über Verbrau
cherdarlehensverträge gemäß § 495 Abs. 1, § 355 BGB nach 
den Grundsätzen über die unechte Abschnittsfinanzierung 
auch bei Forward-Darlehen, w enn bei zeitlich vorgezoge
ner N euregelung des Zins- und Tilgungsanteils der Darle
hensraten dem Darlehensnehm er kein neues Kapitalnut
zungsrecht eingeräum t wird

Ausnahmsweise Zulässigkeit der A btretung eines durch 
Vormerkung gesicherten schuldrechtlichen Anspruchs auf 
Eintragung beschränkter persönlicher D ienstbarkeiten zu
gunsten eines vom Betreiber benannten Dritten

U.a. zur Frage, bis zu welchem Zeitpunkt der Beitritt zu ei
ner Publikumsgesellschaft nach den Vorschriften über 
Haustürgeschäfte widerrufen w erden kann und was der 
widerrufende Gesellschafter der Gesellschaft als Einlage 
schuldet

Zum außerordenthchen Informationsrecht des Kommandi
tisten nach § 166 Abs. 3 HGB, bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes auch Auskünfte über die Geschäftsführung des 
Komplementärs allgemein und die damit im Zusam men
hang stehenden Unterlagen der Gesellschaft zu erhalten

Zur Beurteilung der Zulässigkeit eines grenzüberschreiten
den Formwechsels einer französischen GmbH in eine deut
sche GmbH

Zur Prüfung der Gesellschafterliste einer GmbH durch das 
Registergericht

Zur Vollstreckung einer Verurteilung des Verwalters einer 
W ohnungseigentümergemeinschaft zur Erstellung einer 
Jahresabrechnung nach § 28 Abs. 3 WEG und zur Erstel
lung eines Wirtschaftsplans für ein Kalenderjahr nach § 28 
Abs. 1 WEG

Zum Lauf der Beschwerdebegründungsfrist im Fall der 
Aufnahme eines durch Insolvenz er Öffnung unterbroche
nen Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde durch den 
Beschwerdegegner
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Bürgerliches Recht und Handelsrecht
Bundesgerichtshof 11.12.2015 V ZR 26/15

Bundesgerichtshof 18.12.2015
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Zum Fortbestehen des Schadensersatzanspruchs des 
Käufers in Höhe der zur M ängelbeseitigung erforder
lichen Kosten, w enn er das m angelbehaftete G rund
stück ohne Abtretung des Anspruchs veräußert hat

Zur Haftung eines Grundstückseigentümers, der eine 
auf dem N achbargrundstück errichtete Grenzwand be
schädigt, indem er ein auf seinem eigenen Grundstück 
direkt an die Grenzwand angebautes Gebäude abreißt

Zur Bestimmung eines besonders groben M issverhält
nisses zwischen Leistung und Gegenleistung eines Im
mobilienkaufvertrags, wenn die üblicherweise von dem 
Käufer zu tragenden Erwerbsnebenkosten von dem Ver
käufer übernommen werden

Zur Frage, ob sich der Verkäufer eines H ausgrund
stücks, der ein Fachunternehm en mit der umfassenden 
Beseitigung eines Mangels beauftragt hat, vom Erfolg 
der Sanierungsbem ühungen Kenntnis verschaffen muss 
und unter welchen Voraussetzungen ein arglistiges Ver
halten vorliegt, w enn die M angelbeseitigung keinen Er
folg gehabt hat

Unwirksamkeit von Klauseln in den AGB eines Bauträ
gers, die den Antragenden länger als drei M onate an 
den Antrag binden, ihm aber ein (inhaltlich beschränk
tes) Lösungsrecht gewähren, oder bestimmen, dass das 
Angebot erst angenommen werden kann, w enn der An
tragende mitteilt, dass die Finanzierung gesichert sei; 
kein Verbrauchervertrag, wenn ein Verbraucher im 
Bauträgervertrag zur Umsatzsteuer optiert

Regelmäßig kein prozessualer K ostenerstattungsan
spruch des Nebenintervenienten, der einem Vergleich 
ausdrücklich zugestimmt hat, welcher die Kosten der 
Nebenintervention nicht erwähnt
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Kein Rechtsmittel des Antragsgegners im Prozesskos- 1763 
tenhilfeverfahren gegen die Verweisung des PKH-Ver- 
fahrens an ein Gericht eines anderen Rechtswegs


